
„Ein zynisches Frauenbild“
einem Informationszeitalter.
Über jedes Thema kann man
sich heute informieren, nur
über Schwangerschaftsab-
brüche nicht. Was ist das für
ein zynisches Frauenbild? Un-
sere Erfahrung ist, dass die
Frauen, die sich für eine Ab-
treibung entscheiden,
schwerwiegende Gründe da-
für haben. Sie haben sich die-
se Entscheidung gut überlegt.
Da gibt es nichts zu werben.

Ärzte, die auf ihrer Home-
page darauf hinweisen,
Schwangerschaftsabbrü-
che vorzunehmen, werden
häufig von sogenannten
„Lebensschützern“ – Ab-
treibungsgegnern – ver-
klagt. So wie die Gießener
Ärztin Kristina Hänel, die
verurteilt wurde, weil sie
über Abtreibungen infor-
mierte. Was sind die Aus-
wirkungen auf die Ärzte?

In manchen Regionen Bay-
erns wie etwa rund um Pas-
sau oder Regensburg, gibt es
kaum Ärzte, die noch
Schwangerschaftsabbrüche
durchführen. Es wäre wich-
tig, dass Ärzte, die verzweifel-
ten Frauen helfen, endlich
aus der Dunkelzone heraus-
genommen werden.

Glauben Sie, dass es in
absehbarer Zeit eine
Einigung im Streit um
den Paragrafen 219a
geben wird?

Ich hoffe, dass die Politik eine
Lösung findet, sicher bin ich
mir aber nicht. Ich finde:
Frauen sollte keine Informa-
tion vorenthalten werden,
denn sie können selbst sehr
gut über sich entscheiden.

Interview: Ramona Weise

sionierte Ärzte in der Liste ge-
führt.

Auf Internetseiten von
Ärzten können sich Frauen
auch nicht informieren.
Laut Paragraf 219a sind
Informationen über Ab-
treibungen in Deutschland
weitgehend verboten.
Gerade die Union sorgt
sich, dass es sonst eine re-
gelrechte Werbung für
Abtreibungen geben
könnte. Was halten Sie
von der Diskussion?

Der Paragraf sollte abge-
schafft werden. Wir leben in

hörden dürfen sich Frauen
nur drei Adressen aus der Lis-
te handschriftlich abschrei-
ben. Welche Methode des Ab-
bruchs der jeweilige Arzt
durchführt, steht aber nicht
dabei. Auch werden teils pen-

Entscheidet sich eine Frau
für einen Abbruch – dür-
fen Sie ihr dann Ärzte
nennen, die einen solchen
durchführen?

Nein. Es gibt eine Liste mit
Ärzten, die bekommen be-
troffene Frauen nur von den
unteren Gesundheitsbehör-
den oder den Krankenkassen.
So sieht es das bayerische
Schwangerenhilfeergän-
zungsgesetz vor. Ein Problem
ist, dass Krankenkassen auf
Nachfrage den Frauen oft sa-
gen, sie hätten mit dem The-
ma nichts zu tun. Und bei
den unteren Gesundheitsbe-

Ärze dürfen auf ihren In-
ternetseiten nicht über Ab-
treibungen informieren.
Die GroKo in Berlin streitet
seit Monaten, ob und wie
der Paragraf 219a des
Strafgesetzbuches refor-
miert werden soll. Noch
diese Woche könnte eine
Entscheidung fallen. Eva
Zattler (63) berät seit 27
Jahren Frauen in der
Schwangerenkonfliktbera-
tung von „Pro Familia“ in
der Türkenstraße. Sie sagt:
Frauen sollte keine Infor-
mation vorenthalten wer-
den.

VON RAMONA WEISE

Frau Zattler, wieso ist das
Thema Abtreibung immer
noch solch ein Tabuthema
in unserer Gesellschaft?

Dass Schwangerschaftsab-
brüche durchgeführt wer-
den, widerspricht dem Ideal,
dass jede Frau auch Mutter
werden möchte. Deswegen
wird nicht darüber geredet.
Wenn Frauen selbst in die Si-
tuation kommen, über einen
Abbruch nachzudenken, sind
sie oft erstaunt, was für Um-
stände nötig sind, um an die
Adresse eines Arztes zu kom-
men, der eine Abtreibung als
legale Leistung vornimmt.
Heute kann jeder sein Leben
führen, wie er möchte – nur
bei diesem Thema ist das an-
ders.

Wie ist denn die rechtliche
Regelung zu Schwanger-
schaftsabbrüchen?

Bis zur zwölften tatsächli-
chen Schwangerschaftswo-
che dürfen Frauen eine
Schwangerschaft abbrechen.
Voraussetzung ist ein Bera-
tungsgespräch. Zwischen ei-
nem potenziellen Abbruch
und der Beratung müssen
drei Tage Bedenkzeit liegen.

Wie beraten Sie die Frauen
bei „Pro Familia“?

Die Beratung dient grund-
sätzlich dem Schutz des un-
geborenen Lebens, muss aber
ergebnisoffen geführt wer-
den. Wir nennen alle Hilfsan-
gebote, die es gibt, sollte sich
die Frau für das Kind ent-
scheiden. Wir nehmen aber
auch Argumente ernst, die
gegen ein Kind sprechen.
Manche Frauen kommen mit
ihrem Partner zu einem Fol-
getermin in unsere Beratung.
Letztendlich erfahren wir
auch nicht, wie sich die Frau
entscheidet. Außer wenn es
finanzielle Probleme gibt,
dann sehen wir die Frauen
häufig wieder. Weil wir uns
dann im Folgenden um Hilfe
kümmern.

Der Paragraf 219a spaltet die Gemüter. Auf dem Foto demonstrieren Frauen im Okto-
ber vor dem Landgericht Gießen, wo gegen eine Ärztin verhandelt wurde, die auf ihrer
Webseite über Abtreibung informiert hatte. FOTOS: DPA, HERMSDORF

Eva Zattler berät Frauen bei
„Pro Familia“ in München.
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Musik für den guten Zweck

Es ist ein besonderes Konzert für einen besonderen
Zweck: Fünf renommierte Künstler spielen in der Vor-
weihnachtszeit beim „Münchner Salon“ des Rotary Club
München-Englischer Garten für ältere Menschen in Not.
Das Benefiz-Konzert am morgigen Mittwoch, 12. Dezem-
ber, 19.30 Uhr, findet im Max- Joseph-Saal der Münchner

Residenz statt: zugunsten des Ver-
eins Lichtblick Seniorenhilfe. Der
Eintritt ist frei. Jeder darf kommen
– und spenden: Das Spendenkonto
bei der Sparda-Bank München lau-
tet: IBAN: DE 307 0090 50 0000
4901010; BIC: GENODEF1S04;
Stichwort: Weihnachtskonzert/
Max-Joseph-Saal. Für eine Spen-
denquittung geben Sie bitte Ihre
Anschrift an. Oder spenden Sie on-
line: www.seniorenhilfe-licht-

blick.de/spendenformular-patenschaft/. Anmeldungen
fürs Konzert bitte unter: konzert@ottmannpropertynet-
works.com. Gespielt wird Bach’sche Kammermusik, und
zwar von Rudens Turku (Violine), Stephanie Winke (Flö-
te), Hans Paul Ottmann (Violoncello), Philipp Stuben-
rauch (Kontrabass) und Christian Schmitt (Cembalo).
„Musik ist Verführung pur – wie schön, wenn damit
auch ein guter Zweck verfolgt wird“, sagt Ottmann – und
hofft auf viele Besucher. BN/FOTO: VERANSTALTER

Ich mach mir

die Welt . . .

VON MARTIN ZÖLLER

München ist eine sehr sichere Stadt, das ist gut, aber
auch ein bisschen langweilig. Meldungen wie „Krokodil
jagt Enten durch den Nymphenburger Park“ wird es in
dieser Zeitung vermutlich nie geben. Und die Münch-
ner? Aus den Räubern und Schandis der Achtziger Jahre
sind blasse Langweiler wie ich geworden, die samstags
ihr Auto baden und sonntags ihre Kinder. Was also
bleibt? Die Illusion!

So tischt mir mein Freund C. jeden Tag eine neue Vari-
ante auf, wie er sich die fiesen Blessuren im Gesicht und
den kaputten Ellbogen zugezogen hat. Zum Beispiel sag-
te er am Mittwoch: „Eine Katze saß kreischend auf ei-
nem Baum, ich bin zehn Meter raufgeklettert, habe sie
aufgenommen und bin beim Runterklettern abge-
rutscht.“ Einen Tag davor klang das noch so: „Eine
Grundschulklasse wurde von fünf Kampfhunden ange-
griffen, ich habe mich dazwischen gestellt.“ Und noch
einen Tag vorher: „Der Fallschirm hat sich nicht geöff-
net, doch ich konnte in einer Tanne landen.“

Tatsächlich könnte die Wirklichkeit langweiliger nicht
sein: Er ist in der Garageneinfahrt ausgerutscht und däm-
lich gestürzt. Aber alle sind immer enttäuscht, wenn er
sagt, wie es wirklich war: Wir wollen ja auch glauben,
dass irgendwo eine liebevolle Oma die Erdbeeren schnei-
det für den Fruchtjoghurt aus dem Supermarkt.

Ein ähnliches Wunschbild hat nun am Wochenende in
meiner Familie Risse bekommen: Der Glauben meiner
Kinder an den leibhaftigen Nikolaus. Das lag zum einen
an den neunmalklugen Cousins, zum anderen an der
verblüffenden Ähnlichkeit zwischen dem Nikolaus und
jenem Freund meines Vaters, der fünf Minuten nach sei-
nem Auftritt vor der Haustür stand, um mit uns zu
Abend zu essen. Man muss nicht Sherlock Holmes sein, um
hier das Alibi anzuzweifeln. „Der Nikolaus war der J.!“, be-
hauptet meine Tochter seitdem. „Der Nikolaus im Kin-
dergarten, das ist der echte!“ Meine Gegenfrage, wie
denn unser Nikolaus so viel über sie wissen könne,
wenn es nicht der echte ist, arbeitet noch in ihr.

Souverän in der eigenen Fantasiewelt verbleibt dagegen
mein Sohn (4 Jahre): Der Nikolaus wollte ihm unser Er-
ziehungsprojekt des Jahres „Tee statt Milch“ näherbrin-
gen und legte ihm eigentlich die richtigen Worte in den
Mund. „Nachts ich Dich am liebsten seh mit ner Flasche
voller… na?“. Aufmunternde Gesten, mein Sohn strah-
lend: „Milch!“

Er hat schon recht. Das Naheliegende ist viel zu fad. Die-
ser Text wurde übrigens geschrieben, als ich in einem
Einbaum den Amazonas runter schipperte. Kurz bevor
ein Krokodil den Computer verschlang, konnte ich den
Text noch senden.

Sie erreichen den Autor unter

Lokales@merkur.de

Luftqualität

Das Bayerische Landesamt für Umwelt meldete gestern
um 16 Uhr folgende Werte (Feinstaub PM10: gleitender
24-Stunden-Mittelwert; Stickstoffdioxid: höchster
1-Stunden-Mittelwert seit 0 Uhr, gesetzlicher 1-Stunden-
Grenzwert 200 µg/m³).

Messstelle

22 2
Landshuter Allee 99 5
Stachus 67 6

sehr gut gut befriedigend ausreichend schlecht sehr schlecht

Stickstoff-
dioxid (g/m³)

Feinstaub
PM10 (g/m³)

Johanneskirchen

Kampagne gegen Kippenschnipper
Antrag der Grünen – Schon heute ist das Wegwerfen von Zigarettenstummeln eigentlich verboten

können ein Bußgeldverfah-
ren einleiten.“ Die daraus re-
sultierende Strafe könne bis
zu 55 Euro betragen.

Mayer räumt indes ein,
dass dies „nicht zu den
Hauptaufgaben“ des Kommu-
nalen Außendienstes gehöre.
Zudem müsse der Verursa-
cher auf frischer Tat ertappt
werden. Mayer: „Seit Beste-
hen des KAD wurden zu die-
ser Thematik nur wenige Ver-
warngelder ausgesprochen –
und sie standen immer in di-
rektem Zusammenhang mit
weiteren Verstößen.“

KLAUS VICK

geht in München seit einem
halben Jahr ein Kommunaler
Außendienst (KAD) auf Strei-
fe. Diese Dienstkräfte sollen
zum Beispiel auch ein Auge
darauf haben, dass städtische
Verordnungen oder Satzun-
gen eingehalten werden.

Dazu zählt nach Bekunden
des Kreisverwaltungsreferats
(KVR) auch das achtlose Weg-
werfen von Müll oder Zigaret-
tenstummeln. KVR-Sprecher
Johannes Mayer erklärt:
„Wenn zum Beispiel Streifen-
kräfte des KAD darauf auf-
merksam werden, sprechen
sie den Verursacher an und

gung von Zigaretten geeignet
seien.

Was kaum jemand weiß:
Tatsächlich ist das Wegwer-
fen von Kippen auf Gehwege
oder in Grünanlagen schon
heute kraft der städtischen
Reinhaltungsverordnung be-
ziehungsweise Grünanlagen-
satzung untersagt. Dasselbe
gilt für Kaugummis oder
auch das Spucken auf den
Gehweg. Theoretisch kann
dafür ein Bußgeld zwischen
15 und 75 Euro verhängt wer-
den. Doch geahndet werden
derlei Ordnungswidrigkeiten
so gut wie nie. Allerdings

sich in der Natur nur sehr
langsam zersetze und sich in
Boden, Wasser und der Nah-
rungskette anreichere. Ha-
nusch: „Die Kippen sind auf
der Straße, in Grünanlagen
und – trotz Rauchverbots –
auch auf Kinderspielplätzen
massenhaft zu finden.“ Die
Stadt sollte dieser Unsitte da-
her nicht länger tatenlos zu-
sehen und eine Kampagne
entwickeln, um Raucher für
die Folgen solcher Unacht-
samkeit zu sensibilisieren.
Zudem sollten vorhandene
Abfalleimer um Behälter er-
gänzt werden, die zur Entsor-

Es passiert in München wohl
zigtausendmal jeden Tag:
Raucher werfen achtlos ihre
Zigarettenkippen auf die
Straße. So manchem Bürger
ist das ein Dorn im Auge. Die
Stadtratsfraktion der Grünen
beantragt nun, dass die Stadt
eine Werbekampagne entwi-
ckelt, um dieser Art der Um-
weltverschmutzung den
Kampf anzusagen.

Die giftige Wirkung von Zi-
garettenkippen sei vielfach
nachgewiesen, sagt die grüne
Stadträtin Anna Hanusch.
Überdies bestünden die Filter
aus einem Kunststoff, der

Das sagen Münchner Abgeordnete

Inwieweit sollen Ärzte darauf hinweisen
dürfen, dass sie Abtreibungen durchfüh-
ren? Der Streit um das Informationsver-
bot für Schwangerschaftsabbrüche, den
Paragrafen 219a des Strafgesetzbuches,
belastet die Große Koalition in Berlin seit
Monaten. Der SPD-Bundestagsabgeord-
nete Florian Post aus München droht
nun, mit Kollegen in der Fraktionssitzung
eine Gewissensentscheidung für die Ab-
stimmung im Bundestag zu beantragen,
wenn Parteichefin Andrea Nahles keine Ei-
nigung mit der Union erreiche. „Es muss
möglich sein, dass Ärzte in einer neutra-
len Form darauf hinweisen, dass sie eine
solche Leistung zum Schwangerschaftsab-
bruch anbieten. Die Kriminalisierung der
Ärzte muss aufhören. Dafür müssen wir
den Paragraf 219a abändern“, so Post. Derzeit dürfen Ärzte auf ih-
rer Homepage nicht aufführen, dass sie Schwangerschaftsabbrüche
durchführen. Betroffene Frauen erhalten Ärzte-Adressen nach einer
Schwangerenkonfliktberatung von den Krankenkassen und unte-
ren Gesundheitsbehörden. Gegner einer Lockerung des Paragrafen
befürchten eine Bewerbung von Schwangerschaftsabbrüchen. „Für
uns als Unionsfraktion steht der Schutz des Lebens im Mittelpunkt“,
sagt der Münchner CSU-Bundestagsabgeordnete Wolfgang Ste-
finger. „Meines Erachtens brauchen wir keine Werbung, sondern
vielmehr Beratung für die Betroffenen. Dafür bietet die aktuelle Re-
gelung ausreichend Spielraum.“ WEI / FOTOS: RK/ARCHIV

Florian Post, SPD

Wolfgang Stefinger, CSU

„Ärzte sollen informieren dürfen“

Selbst in jungen Jahren ein Kind
abgetrieben hat die Münchner
Schauspielerin Michaela May
(66). Ende der 1960er-Jahre war
die damals noch kinderlose May
schwanger geworden. Doch sie
hatte ein Nierenleiden, „ein
Kind zu bekommen, wäre ge-
sundheitlich zu riskant gewesen,
haben die Ärzte gesagt“. May
entschloss sich zur Abtreibung in
einer Münchner Klinik – und litt
noch lange darunter. „Diese Ent-
scheidung war nicht einfach
und hat mich noch lange ver-
folgt“, sagt sie. Die Abtreibung war bei ihr medizinisch notwendig,
doch generell ist May der Meinung, dass es in der Verantwortung
einer Frau liegen solle, ob sie ein Kind bekommen wolle oder nicht.
„Das ist für die meisten Frauen eine sehr schwierige und harte Ent-
scheidung, bei der Finanzielles oft auch eine Rolle spielt.“ Ärzte soll-
ten auf ihren Homepages benennen dürfen, welche Eingriffe sie
durchführen, sagt die Schauspielerin – auch bei Abtreibungen.
„Zahnärzte etwa dürfen das bei ihren Leistungen doch auch.“ So
sollte auch ein Arzt, der Abtreibungen durchführt, darauf hinweisen
dürfen. „Nicht gut finde ich ein Anpreisen im Sinne von ‚ich bin ein
Abtreibungsarzt, kommt doch alle zu mir’. Aber eine sachliche Infor-
mation sollte möglich sein.“ Michaela May wurde nach ihrer Abtrei-
bung noch zweimal Mama: Heute hat die Schauspielerin zwei
Töchter und zwei Enkeltöchter. wei

Michaela May PEOPLE PICTURE


